
580 - 1 6/3/2001

demfranzösischen La Hague
in einer Erklärung rüde kriti-
siert. EineResolution, die, wie
Parteichef Fritz KuhninStutt-
gart einräumen musste, "i m
Tonfalsch" gewesen sei. Eilig
hatteder Bundesvorstandwe-
nige Tage vor der Konferenz
ein neues Papier erstellt. Die-
se"Korrektur", sagte Rebecca
Harms, die Vorsitzende der
grünen Landtagsfraktion in
Niedersachsen, habe sie "gar
nicht mehr erwartet". Wievie-
le andere ihrer Partei ist
Harms mit den Kämpfen um
das geplante Atommüll−Zwi-
schenlager i m niedersächsi-
schen Gorleben groß gewor-
den. Und wie viele andere
wollte sie sich trotz des aus-
gehandelten Atomkonsenses
den Demonstrationen an-
schließen.

Ganzschön gewagt:
grüner Spagat
Ein Widerspruch, der sich

quer durch die Partei zieht.
Trotzdemblieb die erwartete
grüne Zerreißprobe auf der
Delegiertenkonferenz aus.
Nach einer knapp einstündi-
gen Debatte wurde der An-
trag des Bundesvorstandes
mit überwältigender Mehr-
heit angenommen. "Wir wer-
den nicht zu Aktionen, De-
monstrationen oder Blocka-
den aufrufen," heißt es dort,
"die sichgegen den Atomkon-
sens wenden. Allerdings wer-

den sich Grüne auch im Um-
feld der Transporte an De-
monstrationen beteiligen, die
auf der Basis des Atomkon-
senses für einen schnellst-
möglichen Atomausstieg ein-
treten." Die frisch gewählte
Vorsitzende Claudia Roth war
zufrieden: "Wir Grüne bleiben
aktiver Teil der gesellschaftli-
chenAnti−AKW−Bewegung."
Dieser Spagat wird grüne

Politik auchin anderen Berei-
chen besti mmen. Ganz real-
politisch ging Parteichef
Kuhn auf ökologische Moder-
nisierung, wirtschaftliche In-
novation und neue Landwirt-
schaftspolitik ein, während
sich seine Kollegin Roth aus-
führlich urgrünen Essentials
widmete. Ob Frauenpolitik,
Gentechnologie oder Rüs-
tungsexporte, vieles in Roths
engagierter Redeerinnertean
jene "Frontfrau einer Strö-
mung", die sie nach eigenen
Wortengerade nicht sein will.
"Alte Werte sind neue Werte,"
erklärte Roth den Delegierten
ihre Aufgabe, grünes Profil
zumindest verbal wieder von
links zu besetzen. "Die ameri-
kanischen Bombardements
i mIrak", sagte sie etwain Be-
zug auf die umstrittenen
Äußerungen des Außenmini-
sters Joschka Fischer, "sind
kein Mittel, einen Diktator
Husseinzuüberwinden".
Roths Bewerbungsrede

kaman: Die angereiste Basis
sprach einemDoppelgespann
mit dem Pragmatiker Kuhn
und der Idealistin Roth volls-
tes Vertrauen aus. 91,5 Pro-
zent der Delegierten gaben
der bisherigen Menschen-
rechtspolitikerinihre Sti mme.
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Harmoniein DosenMit Claudia Roth haben
sich die Grünen eine
Vorzeigelinkezur

Vorsitzenden gewählt.
Gemeinsammit Fritz

Kuhnsoll sie die Partei
zwischen Realpolitikund
alten Wertenzu neuen

Ufernführen.

Fünf Minuten undfünf Leu-
te sind nicht genug. Darin wa-
ren sich die rund 50 Atom-
kraftgegnerInnen an diesem
regnerischen Samstagnach-
mittag schnell einig. Per Me-
gafon kamdie Antwort: "Alle
oder keiner." Man verzichtete
auf das Angebot der grünen
Spitze, den rund 700 grünen
Delegierten in einem kurzen
Statement die Forderungen
vorzutragen. Vor der Messe-
halle 4 auf dem Stuttgarter
Killesberg, wo sich Bündnis
90/Die Grünen am vergange-
nen Wochenende zuihrer 16.
Bundesdelegiertenkonferenz
trafen, gaben die Protestie-
renden trotzdem ihrem Un-
mut Ausdruck. "Castor, Ca-
stor, no," dröhnte es aus der
Sprechtüte. Mit dem rot−grü-
nen Atomkonsens sind sie
ebenso wenig zufrieden wie
mit denfür Ende März geplan-
tenCastor−Transporten. Nicht
zuletzt wollten sie die Par-
teigängerInnen dazuaufrufen,
sich an Aktionen gegen den
rollenden Nuklearschrott zu
beteiligen.

Doch obwohl sich einige
der atomkritischen Delegier-
ten anschlossen, hat die Soli-
darität in den letzten Mona-
ten noch einmal schwer gelit-
ten. Der Grund: ImJanuar hat-
te der grüne Umweltminister
Jürgen Trittin samt Parteirat
die geplanten Aktionen gegen
Castor−Rücktransporte aus
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INTERVIEW

RegierenverändertAKW−GegnerInnenfühlen
sich bei den deutschen
Grünen nicht mehr gut
aufgehoben. Wasist
heute eigentlich grün?
Wie definierensich die

grünen Werte der
Zukunft? Auf demPar-
teitagvon Bündnis90/

Die Grünensprach WOXX
mit Bärbel Höhn,

Landesumwelt− und
Agrarministerin, in

Nordrhein−Westfalen.

deutschen Regierung einen
Konsens mit der Atomin-
dustrie vereinbart hat,
über den Grüne selbst vor
ein paar Jahren nur
gelacht hätten, und drau-
ßen agiert eine Bewegung,
die anihren Zielenfesthält.
Sinddasgrüne Werte?
Nicht nur Demonstranten

vertreten grüne Werte, son-
dern auch die grüne Partei.
Früher haben wir demons-
triert und dadurch viel er-
reicht, und zwar auch in der
Regierung. Den Atomkonsens
aber haben wir nur hinbe-
kommen, weil wir in der Re-
gierung sind, allein mit De-
monstrationen hätten wir das
nicht geschafft. Nun kann
man darüber streiten, ob er
gut genug war oder nicht,
aber i m europäischen Ver-
gleichist er exzellent.
Auf der Suche nach ei-

nem neuen grünen Selbst-
verständnis kommen Sie
umeingrundsätzlichesPro-
blem nicht herum: Einer-
seits wollen Sie soziale Be-
wegungen einbeziehen, auf
der anderen Seite regieren
Siein Berlin. Wielange wol-

len Sie dieses Doppelspiel
nochbetreiben?
Wenn man etwas verän-

dern will, muss man in die
Regierung rein. Man muss
auch Kompromisse machen.
Wenn man das nicht will,
bleibt manin der Opposition
und erreicht über einen be-
sti mmten Grad hinaus über-
haupt nichts Weiteres.
MachtesIhnenkeineSor-

gen, dass einer der wichti-
gen AkteureinIhrer Debat-
te - die sozialen Bewegun-
gen-längst nichts mehrvon
den Grünen wissen will?
Zumal Ihre Partei immer
nochvondenStimmenstär-
ker abhängt, die sich der
Protestkultur verbunden
fühlen, als etwavomökoli-
beralen Mittelstand.
Entscheidend ist doch,

dass wir viel erreicht haben.
Betrachten wir zum Beispiel
die Bewegungeni mAbfallbe-
reich. Die warenin den acht-
ziger Jahren sehr stark, weil
die Regierungen eine Müll-
verbrennungsanlage nach
der anderen bauen wollten.
Wir haben dagegen erfolg-
reich auf Vermeidung ge-
setzt. Damit haben wir auch
der Bewegung gegen diese
Anlagen die Zugkraft genom-
men, weil das Problemgelöst
wird. Das gilt noch nicht in
allen Bereichen, aber ein
Stück weit auch in der Anti−

AKW−Gegner und −Gegne-
rinnen forderten Einlass
zumgrünen Parteitag. Weil
alle in den Saal wollten,
hat man ihnen den Eintritt
verweigert. Hätte man sie
reinlassensollen?
Der Weg, der gewählt wur-

de, war richtig. Auch diejeni-
gen, die draußen demons-
triert haben, müssen sich auf
eine Lösung einlassen. Wir
haben ihnen angeboten, zu
Wort zu kommen. Als sie das
nicht wollten, sind eben Be-
teiligte des Parteitages zuih-
nen hinausgegangen. ImÜbri-
gen stelle ich fest: Die De-
monstranten draußen sind
nicht nur AKW−Gegner, son-
dern auch Mitglieder einer
sozialistischen Gruppe. Sie
haben also auch noch andere
politischeInteressen.
Sie habeninStuttgart die

Debatte über ein neues
Grundwerteprogramm be-
gonnen. War die Konfronta-
tion vor der Halle nicht bei-
spielhaft für den Wider-
spruch, in dem sich die
Grünen befinden? Drinnen
sitzen die Mitglieder einer
Partei, die im Namen der

Auf nach Kehl amTag X
Zur Anti−Castor−Demonstration in Kehl vom 24. bis
26. März rufen das Aktionsbündnis Castor−Widerstand
Neckarwesthei m und andere deutsche Antiatomgrup-
pen auf. Unter dem Motto"Unser Widerstand kennt kei-
ne Grenzen!" protestieren sie gemeinsam mit französi-
schen AtomkraftgegnerI nnen gegen die Wiederaufnah-
me der Castortransporte. Hi ntergrund für die Proteste
ist die Ankündigung neuer Atommülltransporte aus der
französischen nuklearen Wiederaufbereitungsanlagei ns
deutsche Endlager Gorleben durch Bundeskanzler Ger-
hard Schröder und sei nen französischen Amtskollegen
Lionel Jospi n.
Obwohl der Zug mit den Castorbehältern erst für Mon-
tag erwartet wird, startet die Demo bereits amSamstag
um 13 Uhr. Treffpunkt ist der Bahnhof i n Kehl, von dort
geht' s weiter über die Europabrücke nach Frankreich.
Am Sonntag sollen bunte Aktionen dafür sorgen, dass
neben demernsthaften Anliegen der Spaß nicht zu kurz
kommt. Am Montag schließlich, dem Tag X, wird der
Castortransport wahrschei nlich am Grenzübergang
Lauterbourg erwartet.
Die AtomgegnerI nnen begründen i hre fortgesetzte
Blockadepolitik damit, dass mit den bevorstehenden
Rücktransporten die Lagerungsfrage von Atommüll
nicht gelöst sei. I n der Schröder−Jospi n−Verei nbarung
sehen sie ei nen "Türöffner für den fortgesetzten Atom-
mülltourismus von Deutschland nach Frankreich". Mit
dem Protest will die Antiatombewegung die fi nanziellen
und politischen Kosten des Transports i n die Höhe trei-
ben und hofft, auf diesem Wege den Sofortausstieg aus
der Atomenergie durchzusetzen. Über die Frage der La-
gerung will sie erst diskutieren, wenn kei n Atommüll
mehr produziert wird.
WeitereInformationen unter
www.neckarwestheim.antiatom.de
odertelefonisch unter 00491757112894.

GréngeSpoun société coopérative

Invitation àdeux
assembléesgénérales
Les coopératrices et coopérateurs de la société coopérative
GréngeSpoun sont convoqué−e−s
• àl'assemblée généraleannuelle, qui auralieu lejeudi 29
mars 2001, à 19 heures, au Circolo Curiel

• et à une assemblée générale extraordinaire, qui s' y déroulera
le mêmejour, à 19h45.
Ordre du jour del' assemblée générale ordi naire:
(1) rapport del' ancien conseil d' administration
(2) rapport fi nancier del' année 2000
(3) rapport des commissaires
(4) décharge du conseil d' administrati on
(5) appel auxcandi datures et élection d' un nouveau conseil
d' administration

(6) élection des commissaires
(7) perspectives de notre projet
(8) divers et discussi on
Ordre du jour del' assemblée générale extraordi naire:
(1) modificati on des statuts: dénominati on dela société
(2) modificati on des statuts: propositi on de préciser le mode de
convocati on, le quorumet la majorité requise pour la vali dité
des déli bérations des assemblées générales extraordi naires.

(3) modificati on des statuts: adaptation àl' euro
Les propositi ons de changements de statuts sont envoyés par
courrier aux coopératrices et coopérateurs. En cas de besoin,
une copie des propositi ons peut être demandée auprès du
secrétariat (297999−10, Moni que Ludovicy, admin@woxx.l u).

Luxembourg, le 7 mars 2001
Pour le conseil d' administrati on

Chantal Serres (prési dente)
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AKW−Bewegung. Durch den
Atomkonsens- auch wennich
mir ein besseres Ergebnis ge-
wünscht hätte- sind wir dem
Ende der Atompolitiksehr na-
hegerückt.
Was, wie man sieht, viele

bezweifeln. Tatsache ist
doch, dass Umweltminister
JürgenTrittinfürviele Anti−
AKW−Gruppen zum politi-
schenFeindgewordenist.
In den Bewegungen wird es

i mmer eine beachtliche Zahl
von Leuten geben, denen die
Kompromisse nicht reichen
und die deshalb den Protest
gegen die Regierung wenden.
Will man das vermeiden,
darf man nicht in die Regie-
runggehen.
Sind grüne Grundwerte

also dasselbe wie Regie-
rungspolitik, oder was mei-
nen Sie mit »grünemSelbst-
verständnis«?
Gerade mit dem Verbrau-

cherschutz haben wir jetzt
ein urgrünes Thema i m Zen-
trum der Debatte, durch das
wir die Defensive überwun-
den haben, in die wir durch
die Regierungsbeteiligung ge-
kommen sind. Wir stehen für
ökologische, soziale und de-
mokratische Werte. In einer
Zeit, in der viele Menschen
vor Globalisierung Angst ha-
ben, weil sie sich selbst als
einkleines RädchenimGetrie-
be empfinden, ist es wichtig

und notwendig, diese Werte
sehr deutlichzuvertreten. Sie
sind das Rückgrat, die Basis
der Grünen.
Soziale Gerechtigkeit

wurde bei der Diskussion
auf dem Parteitag groß ge-
schrieben. Wie passt es da-
zu, dass mit HilfegrünerPo-
litiker der Spitzensteuer-
satzgesenkt sowie aufeine
Wiedereinführung der Ver-
mögenssteuer verzichtet
wurde? Und mit der viel ge-
priesenen Ökosteuer kann
manvielleicht die Rentenfi-
nanzieren, aber keine um-
weltfreundlichenProjekte.
Die Ökosteuer macht Ar-

beitsplätze weniger teuer, in-
dem sie den Ressourcenver-
brauch verteuert und die
Lohnnebenkosten senkt. Sie
schafft Anreize, damit Unter-
nehmer nicht in Kapital oder
Rationalisierung investieren,
sondern in Arbeitsplätze. In-
sofern ist sie eine klassische
Steuer, die die ökologischen,
ökonomischen und sozialen
Aspekte beinhaltet. Dass die
Zahl der Arbeitslosen in
Deutschland seit der rot−grü-
nen Regierungsübernahme
erheblich gesunken ist, hat
auch mit der Ökosteuer zu
tun.
Wenn man mit linken So-

zialdemokraten spricht,
sorgt der Name Oswald
Metzger gemeinhinfür eine

Gänsehaut. DergrüneHaus-
haltspolitikerlässt sich mit
seinen Forderungen, den
Gürtel enger zu schnallen,
nicht von einem FDP−Politi-
ker unterscheiden. Die grü-
ne Wirtschaftspolitik orien-
tiert sich vor allemaufden
ökoliberalen Mittelstand.
Wie wollen Sie wieder weg
vom Image einer grünen
FDP?
Was ist an einer Förderung

des Mittelstandes unsozial?
Der Mittelstand ist der Be-
reich in der Wirtschaft, der
die meisten Arbeitsplätze
schafft. Wer nur Großkonzer-
neunterstützt, wie das dieSo-
zialdemokraten in Nordrhein−
Westfalen in der Vergangen-
heit getan haben, verstärkt
die Negativwirkung von Wirt-
schaftskrisen. Die Förderung
vonkleinen und mittleren Un-
ternehmen ist also originäre
grüne Politik. Von einer nach-
haltigen Wirtschaft kann
schließlich die Umwelt eben-
so profitieren wie das be-
triebswirtschaftliche Poten-
zial. Ziel muss sein, dass wir
nicht mehr sosorglos mit der
Umwelt und den Ressourcen
umgehen. Und daist die Öko-
steuer momentan das beste
Instrument.

Interview: Wolf−Dieter Vogel
undDanièle Weber

Auch für ihre Aufgabe als
frauenpolitische Sprecherin
bekam Roth knapp 90 Pro-
zent der Sti mmen.

"Für uns läuft es hier ganz
gut," resümierte der Parteilin-
ke Hans−Christian Ströbele.
Vorher war mit knapper
Mehrheit ein Antrag des Ber-
liner Bundestagsabgeordne-

ten durchgegangen, nach dem
Minister nicht gleichzeitig Ab-
geordnete sein dürfen. Der
Beschluss sorgte schnell für
Aufregung. "Die Grünen wol-
len einfach keine berechenba-
re, auf Dauer regierungsfähige
Partei werden," reagierte das
rechte Boulevardblatt "Bild
amSonntag". Man habe doch
nichts Außergewöhnliches

beschlossen, beschwichtigte
Roth. "In Frankreich, Portu-
gal, den Niederlanden,
Luxemburg und den USAist
die Trennungzwischen Regie-
rungsamt und Mandat üb-
lich." Minister Fischer, der
selbst von der Entscheidung
betroffenseinkönnte, reagier-
te gelassen: "Die Realität wird
es richten." Zwei Wochen vor

der Wahl zu zwei Landespar-
lamenten wurde Harmonie
groß geschrieben auf dem
Stuttgarter Killesberg. "Wir
haben Rückenwind", erklärte
der baden−württembergische
Spitzenkandidat Dieter Salo-
mon. Erstmals nach knapp 50
Jahren bestehe in dem Bun-
desland die Chance, die kon-
servative CDUvon der Regie-
rungabzulösen.
Doch nicht nur der Wahl-

kampf verleitet die Grünenzu
einem geschlossenen Außen-
bild. Auf dem Programm
stand die Debatte um ein
neues Selbstverständnis der
Partei. Sozialwissenschaftler
Axel Honneth nahm die grü-
nen Schlüsselbegriff Natur,
Zivilgesellschaft und Bürger-
rechte unter die Lupe, um
neue Perspektiven zu ent-
wickeln. Die Schlagworte: so-
ziale Gerechtigkeit, größt-
mögliche Autonomie, indivi-
duelles Wohlergehen in einer
gesicherten Zukunft. Wie das
gehen soll, erklärte dann Fi-
scher. Die Grünen müssten
den Spannungsbogen zwi-
schen "visionären Ebenen"
und"programmatischemHan-
deln" aushalten. Dass es aber
mit den Visionen manchmal
hapert, bekräftigte Memet Ki-
lic vom Vorstand des Bun-
desausländerbeirates. "Solan-
gedie GrünenHerrnSchilyfür
einen Gott halten, können wir
keine vernünftige Einwande-
rungspolitik machen," sagte
der Gastredner mit Blick auf
die repressive Asylpolitik des
SPD−Bundesinnenministers
Otto Schily. Aber auchin den
eigenen Reihen war man sich
in Sachen Flüchtlinge nicht
grün. Nur die knappe Mehr-
heit der Delegierten sti mmte
einem Antrag zu, der die
"Wiederherstellung des
Grundrechts auf Asyl in sei-

ner uneingeschränkten Fas-
sung" zumZiel hat. Neue Wer-
te? Die andere Hälfte jeden-
falls sprach sich gegen den
Vorschlag aus. Sie zieht offen-
bar den 1994 verabschiede-
ten Asylkompromiss, der von
Flüchtlingsgruppen als fakti-
sche Abschaffung des Asyl-
rechts eingestuft wird, dem
einst geforderten Bleiberecht
für Flüchtlingevor.
Die Entscheidung stieß

außerhalb der Konferenz den-
noch auf Empörung. "Schlich-
ten Unsinn" fand Koalitions-
partner Schily die Idee, das
alte Asylrecht wieder in Kraft
zu setzen, FDP−Generalse-
kretär Guido Westerwelle
meinte gar, die Grünen hätten
"personell, programmatisch
und stilistisch die achtziger
Jahre nie verlassen." Dabei
brachte die Renate Künast,
die derzeit wegenihrer Arbeit
als Landwirtschafts− und Ver-
braucherministerin zum
Shootingstar wurde, grüne
Politik auf den Punkt: "Unsere
Partei mitglieder sind alle mit
einem hohen Intelligenzquo-

tienten ausgestattet und wis-
sen, dass für eine Änderung
des Asylkompromisses eine
Zweidrittel−Mehrheit des Bun-
destages nötig ist." Und die
wirdesinder Tat niegeben.
Harmonie in hohen Dosen.

Kaumein Thema eignet sich
da besser als eineinnergrüne
Debatte um Verbraucher-
schutz. Essen muss Spaß ma-
chen: In densterilenStuttgar-
ter Messehallen machten die
Grünen vor, wie es klappt mit
der Freude amEssen: Vegeta-
rischer Wok−Fast−Food 16
Mark, ein Becher Kaffee 6
Mark, ein kleines Bier 6,80
Mark. Natürlich alles konse-
quent bio.

Realität schützt vor
zuviel Basis
Einen"tollen Verlauf" kons-

tatiert das Präsidiumauf dem
Parteitag. Und so legt man
den Delegierten gegen Ende
nahe, Änderungsanträge zum
Thema "Die neue Landwirt-
schaft ist grün" doch bitte
zurückzuziehen. Zwar stellte
ein aufgeregter Delegierter
amRednerpult fest, dass auf
dieser Konferenz wenig Rede-
zeit für die Basis blieb. Doch
seinen Antrag "Keine Ab-
schlachtung von Rindern zur
Marktbereinigung" zog er
dann doch zurück. Die Zeit
drängte.
Für Gefühle bliebtrotzdem

Platz. "Moralische Politik ist
unsere Stärke, nicht unsere
Schwäche," appellierte Clau-
dia Roth und zitierte auch
gerne Texte der alten Agit-
rocker Ton, Steine, Scherben,
die durch ihren mittlerweile
verstorbenen Sänger Rio Rei-
ser bekannt wurden. Etwa:
"Ich will sein und anders will
ich nicht sein." Außerhalb
der Messehallen erinnerte
man sich an andere Song-
texte der Scherben: "Macht
kaputt, was euch kaputt
macht." Auch wenn sich die
Grünenchefin einst ihr Geld
als Managerin der Band ver-
diente, dürfte sie heute keine
große Solidarität erwarten.
Rio Reiser jedenfalls hatte es
vorgezogen, der PDS beizu-
treten.

Danièle Weberund
Wolf−Dieter Vogel

Protest vor demParteitag: "Grüne wieder aufdie Straße" oder"Castor, Castor, no!" (Foto: epa)


